Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3673 


Sachgebiet 793 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Müller-Hermann, Krammig, 
Glüsing (Dithmarschen) und Genossen 


betr. Hochseefischerei 


Island beabsichtigt, zum 1. September 1972 seine Fischerei- 
grenzen von 12 Seemeilen auf 50 Seemeilen auszuweiten. Diese 
Maßnahme Islands hat erhebliche Auswirkungen auf die deut- 
sche Hochseefischerei. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Welche Auswirkungen hätte die von Island zum 1. Septem- 
ber 1972 beabsichtigte Ausdehnung der Fischereigrenzen 
von 12 Seemeilen auf 50 Seemeilen auf 

a) die Fangflotte der deutschen Hochseefischerei, 

b) die Beschäftigten der deutschen Hochseefischerei, 

c) die Arbeitsplätze der mit der Hochseefischerei im Zusam- 
menhang stehenden Wirtschaftszweige in den Küsten- 
ländern und in anderen Regionen der Bundesrepublik 
Deutschland, 

d) das Angebot von frischen und bearbeiteten Seefischen in 
der Bundesrepublik Deutschland, 

e) die Versorgung der Bevölkerung in der Bundesrepublik 
Deutschland mit Seefischen, 

f) die Preisgestaltung an den Seefischmärkten in der Bun- 
desrepublik Deutschland? 

2. Hat die Bundesregierung gegen die beabsichtigte Ausdeh- 
nung der Fischereigrenzen durch Island Klage beim Inter- 
nationalen Gerichtshof erhoben, und wie hat sie die Klage 
begründet? 

3. Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, wann 
über die Klage entschieden sein wird? 
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4. Wie ist der Stand der Verhandlungen zwischen der Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung 
Islands für den Fall, daß die Klage beim Internationalen 
Gerichtshof bis zum 1. September 1972 nicht entschieden ist? 

5. Wie gedenkt die Bundesregierung die deutsche Hochsee- 
fischerei zu schützen, wenn es ohne eine Entscheidung des 
Internationalen Gerichtshofs ab 1. September 1972 zu einer 
Übergangsregelung zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Island kommt? 

6. Welche Haltung nimmt die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften und der Ministerrat der Europäischen Ge- 
meinschaften zu diesen Fragen ein, und welche konkreten 
Schritte hat die Bundesregierung unternommen, um zu einer 
einheitlichen Haltung in der EWG zu gelangen? 
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